
Urkundenverzeichnis Nr. 107 / 2026

bezugbahn26m

Verhandelt
zu Berlin, am 25.02.2026

Vor dem unterzeichnenden Notar

Martin Heidemann

Kurfürstendamm 188,10707 Berlin

erschien heute:



Herr Thomas Engel, geb. am 11.05.1969,
Kurfürstendamm 65, 10707 Berlin,
von Person bekannt und bereits nach GwG identifiziert,

handelnd für die

Deutsche Grundstücksauktionen AG,
Kurfiirstendamm 65, 10707 Berlin.

Der Notar befragte den Erschienenen, ob er oder eine der mit ihm beruflich verbundenen
Personen in einer Angelegenheit, die Gegenstand dieser Beurkundung ist, außerhalb des
Notaramtes tätig war oder ist; dies wurde verneint.

Der Erschienene bat um Beurkundung der beigefügten Ajalagen zwecks Errichtung einer
Bezugsurkunde.

Der Notar verlas die Anlagen einschließlich des Generalpachtvertrages 2008 bzw. legte die
Pläne vor; der Erschienene genehmigte sie.

Der Notar belehrte über Risiken, insbesondere für die einzutragenden Dienstbarkeiten sowie
zum zulässigen Inhalt von Dienstbarkeiten. Die Verpflichtungen des Erstehers sind Z.T.
ungesichert, so dass der Veräußerer die Dienstbarkeiten unbedingt selber sofort zur
Eintragung bringen sollte. Er wies auch auf die §§ 305 ff BGB und die danach sehr
wahrscheinliche Unwirksamkeit verschiedener Regelungen, insbesondere zur Übernahme und
Eintragung von Dienstbarkeiten sowie zur Übernahme von Altlasten, hin. Er wies auf die
Möglichkeit hin die Beurkundung zu verschieben, um diese Fragen genauer zu klären; der
Erschienene wünschte jedoch die sofortige Beurkundung und erklärte, dass ihm der Inhalt von
der Deutschen Bahn vollständig vorgegeben worden sei.



Das Protokoll ist dem Erschienenen in Gegenwart des Notars vorgelesen, von

dem Beteiligten genehmigt und eigenhändig unterschrieben worden:
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IPE:1006920
Objektbezeichnung: Brandenburg, Flächen am Jakobsgraben
Veräußerer: DB InfraGOAG

Einlieferer: Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, Region Ost

Objekt: D26-01-065, Brandenburg an der Havel
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§1 Veräußerer (nachstehend auch „Verkäufer" genannt)

Die DB InfraGO Aktiengesellschaft (DB InfraGO AG) mit Sitz in Frankfurt am Main, eingetragen
im Handelsregister des Amtsgerichts Frankfurt am Main unter HR B 50879, nachfolgend auch
„Veräußerer" oder „Eigentümer" genannt -

§2 Grundbuchstand

l. Im Grundbuch von Brandenburg (Amtsgericht Brandenburg an der Havel), Blatt 1363 ist
die DB Netz AG als Alleineigentümerin eingetragen von folgendem Grundbesitz:

aus Ifd. Nr.134, Gemarkung Brandenburg, Flur 44, Flurstück Nr. 112, Größe 8.595 qm,
aus Ifd. Nr. 137, Gemarkung Brandenburg, Flur 44, Flurstück Nr. 115, Größe 1.548 qm,
aus Ifd. Nr. 140, Gemarkung Brandenburg, Flur 43, Flurstück Nr. 19, Größe 11.380 qm.

2. Der vorgenannte Grundbesitz ist in Abt. Il und III des Grundbuches lastenfrei vorgetragen.

3. Die DB Netz AG wurde mit Wirkung zum 27.12.2023 in DB InfraGO AG umbenannt,
eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Frankfurt am Main unter HR B 50879
am 27.12.2023. Der Verkäufer beantragt nicht die infolge der Namens- oder
Firmenänderung mögliche Richtigstellung der voreingetragenen Berechtigten im
Grundbuch. Vorsorglich verzichtet der Verkäufer auch auf die Berichtigung des
Grundbuchs,

§3 Objekt (nachstehend auch „Kaufgegenstand" genannt)

Kaufgegenstand ist der unter §2 beschriebene und auf dem beigefügten Lageplan (Anlage 2) rot
umrandete und gelb gekennzeichnete Grundbesitz mit insgesamt 21.523 qm.

l. Der Kaufgegenstand wird mit allen gesetzlichen Bestandteilen, Aufbauten und sämtlichem
Zubehör, soweit sie im Eigentum des Veräußerers/Eigentümers stehen und nachfolgend
nicht etwas Abweichendes vereinbart wird, verkauft.

2. Die Veräußerung erfolgt ausweislich des jeweiligen Grundbuches frei von Lasten in
Abteilung III. Soweit Lasten in Abteilung II des jeweiligen Grundbuches eingetragen sind
oder auf Grundlage des noch abzuschließenden Grundstückskaufvertrages eingetragen
werden - Z.B. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte, sonstige Dienstbarkeiten sowie etwaige
Sanierungsvermerke - sind diese von dem Ersteher entschädigungslos und ohne
Anrechnung auf das Höchstgebot zu übernehmen. Dies gilt auch für Baulasten.

3. Der Veräußerer weist den Ersteher darauf hin, dass sich auf dem Kaufgegenstand Bäume
und andere Vegetation befindet, die Dritte bzw. den Bahnbetrieb direkt beeinträchtigen
bzw. gefährden kann.

4. Nicht mitverkauft sind die sich auf dem Kaufgegenstand befindenden Gewächshäuser,
Gartenlauben mit Inventar und Einzäunungen. Die Parteien sind sich darüber einig, dass
diese Aufbauten als Scheinbestandteile des Grundstücks (§ 95 BGB) im Eigentum des
jeweiligen Kleingartenpächters stehen.

5. Der Veräußerer weist darauf hin, dass der Kaufgegenstand zum Teil als Hoch-
wassergefahrengebiet (HQ selten, mittel und häufig) kartiert ist. Die ungefähre Lage des
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Kartierungsgebietes ist in beigefügten Lageplänen (Anlage 3, 4 und 5) grün/blau
schraffiert gekennzeichnet. Es ist Sache des Erstehers sich selbst über Nutzungs-
einschränkungen und Verpflichtungen, die sich auf Grund der Kartierung ergeben können,
zu informieren. Der Ersteher verzichtet gegenüber dem Veräußerer auf sämtliche
etwaigen Ansprüche aus oder im Zusammenhang mit der Kartierung als
Hochwassergefahrengebiet und stellt den Veräußerer von sämtlichen diesbezüglichen
etwaigen Ansprüchen Dritter frei.

6. Der Veräußerer weist darauf hin, dass der Kaufgegenstand zum Teil als Vogelschutzgebiet
kartiert ist. Die ungefähre Lage des Kartierungsgebietes auf den Flurstücken 115 (Flur 44)
und 19 (Flur 43) ist in beigefügten Lageplan (Anlage 6) rötlich gekennzeichnet. Es ist Sache
des Erstehers sich selbst über Nutzungseinschränkungen und Verpflichtungen, die sich auf
Grund der Kartierung ergeben können, zu informieren. Der Ersteher verzichtet gegenüber
dem Veräußerer auf sämtliche etwaigen Ansprüche aus oder im Zusammenhang mit der
Kartierung als Vogelschutzgebiet und stellt den Veräußerer von sämtlichen diesbezügli-
chen etwaigen Ansprüchen Dritter frei.

7. Der Veräußerer weist darauf hin, dass der Kaufgegenstand zum Teil als Biotopgebiet
kartiert ist. Die ungefähre Lage des Kartierungsgebietes auf den Flurstücken 115 (Flur 44)
und 19 (Flur 43) ist in beigefügten Lageplan (Anlage 7) rosa gekennzeichnet. Es ist Sache
des Erstehers sich selbst über Nutzungseinschränkungen und Verpflichtungen, die sich auf
Grund der Kartierung ergeben können, zu informieren. Der Ersteher verzichtet gegenüber
dem Veräußerer auf sämtliche etwaigen Ansprüche aus oder im Zusammenhang mit der
Kartierung als Biotop und stellt den Veräußerer von sämtlichen diesbezüglichen etwaigen
Ansprüchen Dritter frei.

§4 Liegenschaftsbezogene Verträge

Dem Ersteher ist bekannt, dass eine Teilfläche von ca. 6.000 qm des kaufgegenständlichen
Flurstücks 112 (Flur 44, Gemarkung Brandenburg) im Rahmen des „Generalpachtvertrages
2008" vom 09.04./30.04./06.05.2008 (nachfolgend „GPV 08" genannt) durch die DB
InfraGO AG (vormals DB Netz AG/DB Station&Service AG) an die Bahn-Landwirtschaft
Hauptverband e.V. (nachfolgend „Bahn-Landwirtschaft" genannt) verpachtet ist.

Dem Ersteher wurde eine Kopie des GPV 08 sowie ein Plan (s. Anlage 8), aus dem sich die
Lage der betroffenen Teilfläche ergibt, übergeben.

Die Bahn-Landwirtschaft hat diese Teilfläche mit Unterpachtverträgen als Kleingärten im
Sinne des Bundeskleingartengesetzes unterverpachtet.

Mit Besitzübergang tritt der Ersteher im Wege der befreienden Schuldübernahme in alle
Rechte und Pflichten aus dem GPV 08 mit der Bahn-Landwirtschaft anstelle des
Veräußerers ein, soweit der Kaufgegenstand betroffen ist. Dem Ersteher obliegt die
Verpflichtung, die Zustimmung der Bahn-Landwirtschaft zur Schuldübernahme
einzuholen. Sollte eine befreiende Schuldübernahme nicht zustande kommen, so hat der
Ersteher den Veräußerer von den entsprechenden Verpflichtungen aus dem GPV
freizustellen. Etwaige Pachtzinsansprüche tritt der Veräußerer für die Zeit ab dem
Besitzübergang an den Ersteher ab.

Dem Ersteher ist bekannt, dass im Falle der durch ihn veranlassten Kündigung der
Unterpachtverhältnisse nach § 10 GPV 08 Entschädigungsansprüche nach Maßgabe von §
11 GPV 08 entstehen. Der Ersteher verpflichtet sich, die fällige Kündigungsentschädigung
zu übernehmen und den Veräußerer in vollem Umfang von Entschädigungsansprüchen
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der Bahn-Landwirtschaft und/oder deren Unterpächter freizustellen. Der Ersteher trägt
auch die im Zusammenhang mit der Ermittlung der Kündigungsentschädigung
entstehenden Kosten.

§5 Bodenkontaminationen

l. Den Parteien ist bekannt, dass der Kaufgegenstand in der Vergangenheit industriell und /
oder zu Bahnzwecken genutzt wurde und er daher verunreinigt sein kann. Den Parteien ist
ferner bekannt, dass etwa bei der Durchführung von Baumaßnahmen belastete Böden
abfallrechtliche Relevanz haben können und daher vom Ersteher möglicherweise
Anforderungen des Abfallrechtes zu beachten sind.

Insbesondere folgendes Gutachten ist dem Ersteher bekannt:

• Historische Erkundung Stufe l der Gesellschaft für Sicherheits- und Umwelttechniken
mbH vom 04.08.1999 (auszugsweise), Seiten 70 - 77, 92, 93 mit Lageplan, 358 mit
Lageplan, 360 und 363. Insgesamt 17 Seiten.

Der Veräußerer weist darauf hin, dass Schwärzungen im Text oder fehlende Seiten in der
fortlaufenden Seitennummerierung des Gutachtenauszugs lediglich
Untersuchungsgebiete betreffen, die außerhalb des Verkaufsgegenstandes liegen.

Sämtliche Aussagen des vorgenannten Gutachtens und/oder sonstiger durch den
Veräußerer oder das Auktionshaus zur Verfügung gestellter Unterlagen zu
Verunreinigungen des Kaufgegenstandes stellen keine Beschaffenheits-vereinbarung der
Parteien dar.

2. Nach den Versteigerungsbedingungen erfolgt der Zuschlag mit einem weitgehenden
Ausschluss der Haftung für Sachmängel einschließlich etwaiger Verunreinigungen des
Kaufgegenstands (insbesondere Boden- und Grundwasserverunreinigungen). Ferner gilt
folgende Freistellungsregelung: Wird der Veräußerer oder ein mit diesem nach § 15 AktG
verbundenes Unternehmen oder die Bundesrepublik Deutschland - das
Bundeseisenbahnvermögen - nach der Beurkundung aufgrund von Verunreinigungen des
Kaufgegenstands oder im Zusammenhang mit Kampfmitteln öffentlich-rechtlich und/oder
privatrechtlich in Anspruch genommen, so verpflichtet sich der Ersteher, diese von
sämtlichen Kosten einer solchen Inanspruchnahme ohne Einschränkung freizustellen.
Etwaige Ausgleichsansprüche des Erstehers gegenüber den Freigestellten nach § 24 Abs. 2
BBodSchG und/oder § 9 Abs. 2 USchadG sind ausgeschlossen. Dies gilt nicht für
Verunreinigungen, die zwischen Beurkundung und Besitzübergang durch den Veräußerer
oder durch Dritte verursacht werden und der Ersteher dies nachgewiesen hat.

3. Der in den vorstehenden Absätzen vereinbarte Ausschluss von Rechten des Käufers gilt
nicht:

a) bei arglistigem Verschweigen eines Mangels oder bei Vorsatz;
b) für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, die auf

einer fahrlässigen Pflichtverletzung des Verkäufers oder einer vorsätzlichen oder
fahrlässigen Pflichtverletzung eines gesetzlichen Vertreters oder Erfüllungsgehilfen
des Verkäufers beruhen (§ 309 Nr. 7 lit. a BGB);

c) für sonstige Schäden, die auf einer grob fahrlässigen Pflichtverletzung des Verkäufers
oder auf einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung eines
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gesetzlichen Vertreters oder Erfüllungsgehilfen des Verkäufers beruhen (§ 309 Nr. 7
lit. b BGB);

d) bei Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht (§ 307 Abs. 2 Nr. 2 BGB); das sind
vor allem die Pflichten, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des
Vertrages überhaupt erst ermöglicht, auf deren Erfüllung der Käufer daher vertraut
und auch vertrauen darf.

4. Soweit der Ersteher im Rahmen seiner Zuständigkeit als Ordnungsbehörde beabsichtigt,
den Veräußerer zu öffentlich-rechtlichen Untersuchungs- oder Sanierungsmaßnahmen
heranzuziehen, übernimmt der Ersteher diese Verpflichtung. Insoweit stellt der Ersteher
den Veräußerer frei.

5. Den Parteien ist bekannt, dass Bahnliegenschaften im 2. Weltkrieg Ziel alliierter
Bombardierungen waren und deshalb Risiken aus nicht detonierten Kampfmitteln (sog.
Blindgänger) im Untergrund nicht auszuschließen sind. Der Veräußerer haftet weder für
die Freiheit des Kaufgegenstandes von Kampfmitteln noch für Risiken im Zusammenhang
mit etwaig vorhandenen Kampfmitteln auf dem Kaufgegenstand.

§6 Freistellung von Bahnbetriebszwecken

l. Der Veräußerer weist auf folgendes hin:

Der Kaufgegenstand kann eisenbahnrechtlich gewidmet sein und damit der eisen-
bahnrechtlichen Fachplanungshoheit des Eisenbahn-Bundesamtes unterliegen. Zur
Uberführung des Kaufgegenstandes aus der eisenbahnrechtlichen Fachplanungshoheit in
die kommunale Planungshoheit ist die Durchführung eines Freistellungsverfahrens gemäß
§ 23 Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) erforderlich.

§ 23 AEG ist zum 23.07.2025 geändert worden. Gemäß § 23 Abs. l AEG liegt der
Bahnbetriebszweck eines Grundstücks, das Betriebsanlage einer Eisenbahn ist oder auf
dem sich eine Betriebsanlage einer Eisenbahn befindet, im überragenden öffentlichen
Interesse, soweit das Grundstück der Wiederinbetriebnahme, Aufrechterhaltung oder
Weiterentwicklung der Eisenbahninfrastruktur dienen kann. Das Eisenbahn-Bundesamt
als Planfeststellungsbehörde stellt gemäß § 23 Abs. 2 AEG die Freistellung von
Bahnbetriebszwecken fest, wenn der Bahnbetriebszweck eines Grundstücks nicht im
überragenden öffentlichen Interesse liegt. Ein überragendes öffentliches Interesse im
Sinne des § 23 Abs. l AEG liegt nicht vor, wenn (i) kein Verkehrsbedürfnis mehr besteht
oder für die Eisenbahninfrastruktur ein Ersatz geschaffen worden ist, und (ii) langfristig
eine Nutzung der Infrastruktur im Rahmen der Zweckbestimmung nicht mehr zu erwarten
ist und (iii) die Wiederinbetriebnahme einer Strecke nicht verhindert wird. Befindet sich
auf dem Grundstück eine Betriebsanlage, für deren dauerhafte Betriebseinstellung eine
Stilllegung nach § 11 AEG zu erwirken ist, so darf die Freistellung von den Bahnbe-
triebszwecken erst nach Eintritt der Bestandskraft der Stilllegungsentscheidung erfolgen
(§ 23 Abs. 2 AEG). Aufgrund der Aktualität der Gesetzesänderung ist noch unbekannt, wie
das Eisenbahn-Bundesamt die Änderung des § 23 AEG anwendet.

Wenn der Kaufgegenstand durch das Eisenbahn-Bundesamtes von Bahnbetriebszwecken
gemäß § 23 AEG nicht freigestellt wird, verbleibt der Kaufgegenstand in der
eisenbahnrechtlichen Fachplanungshoheit des Eisenbahn-Bundesamtes. Das hat zur
Folge, dass der Kaufgegenstand nicht der kommunalen Planungshoheit der zuständigen
Kommune/Behörde unterliegt. Ein ggf. erforderliches Planungs- und Baurecht für eine
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nicht bahnaffine Nutzung kann durch die Kommune in diesen Fällen in der Regel nicht
gewährt werden.

2. Sofern eine positive Entscheidung des Eisenbahn-Bundesamtes über die Freistellung des
Kaufgegenstandes gemäß § 23 AEG getroffen wird, endet die eisenbahnrechtliche
Fachplanungshoheit. Das Grundstück unterliegt damit der kommunalen Planungshoheit,
soweit keine vorrangige künftige Nutzung für den Betrieb von Verkehrssystemen nach
dem Personenbeförderungsgesetz erfolgen soll (§ 23 Abs. 5 AEG).

3. Der Ersteher ist verpflichtet, für Änderungen an oder den Rückbau von sich auf dem
Kaufgegenstand befindender Eisenbahninfrastruktur (z.B. Gebäude) einen
Planfeststellungsbeschluss bzw. eine Plangenehmigung des Eisenbahn-Bundesamtes nach
§§ 18 ff. AEG zu erwirken.

4. Sofern der Ersteher trotz der vorgenannten Hinweise dennoch das Freistellungsverfahren
beim Eisenbahn-Bundesamt betreiben möchte, so kann er einen entsprechenden Antrag
beim Eisenbahn-Bundesamt stellen, sobald er als Eigentümer des Kaufgegenstandes im
Grundbuch eingetragen ist. Die Kosten des Verfahrens (mindestens 2.000 Euro), trägt der
Ersteher. Gleiches gilt, sofern die Freistellungsvoraussetzungen zu einem späteren
Zeitpunkt vorliegen sollten. In jedem Fall steht der Veräußerer für die Dauer und den
Erfolg des Verfahrens nicht ein.

5. Der Veräußerer behält sich dauerhaft das Recht vor, die Freistellung auf eigene Rechnung
zu betreiben.

6. Der Veräußerer weist darauf hin, dass im Hinblick auf den Erfolg eines Freistel-
lungsverfahrens eine Verschmelzung des Kaufgegenstandes mit anderen Flurstücken erst
nach Abschluss eines Freistellungsverfahrens erfolgen darf.

§7 Versorgung durch Bahnmedien

Soweit die Ver- und Entsorgung des Kaufgegenstandes noch durch den Veräußerer/Eigentümer
oder mit diesem nach § 15 AktG verbundene Unternehmen erfolgt und hierüber keine
besonderen Verträge bestehen oder abgeschlossen werden, hat der Ersteher keinen Anspruch
auf den Fortbestand dieser Ver- und Entsorgung. Auf Verlangen des Veräußerers/Eigentümers
bzw. des jeweils ver- und entsorgenden verbundenen Unternehmens hat der Ersteher die
entsprechenden Ver- und Entsorgungseinrichtungen auf seine Kosten stillzulegen und sich
gegebenenfalls an die öffentliche Ver- und Entsorgung anzuschließen. Diese Verpflichtung
verjährt in 30 Jahren ab Vertragsabschluss. Kommt der Ersteher diesem Verlangen nicht nach, ist
der Veräußerer/Eigentümer bzw. das jeweils ver- und entsorgende verbundene Unternehmen
berechtigt, die Ver- und Entsorgung des Kaufgegenstandes einzustellen und die erforderlichen
Stilllegungsmaßnahmen auf Kosten des Erstehers vorzunehmen.

§8 Immissionsduldung des Erstehers bei angrenzender Bahnnutzung

l. Der Ersteher hat Einwirkungen aller Art, insbesondere durch Lärm, Erschütterungen,
Elektrosmog, elektrische Strahlung und Funkenflug, die von den Bahnanlagen -gleich ob
in gegenwärtiger oder etwaiger zukünftig geänderter Gestalt - sowie dem Bahnbetrieb -
gleich welchen Umfangs und unabhängig vom jeweiligen Betreiber - auf den
Kaufgegenstand erfolgen, entschädigungslos zu dulden. Zu den Bahnanlagen und dem
Bahnbetrieb im vorstehenden Sinne zählen auch der Neubau von Bahnanlagen, die
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Erweiterung von Bahnanlagen, sonstige Änderungen sowie Erhaltungs- und
Erneuerungsmaßnahmen an den Bahnanlagen. Der Ersteher verzichtet insofern auch auf
die Geltendmachung von Abwehr- und Entschädigungsansprüchen nach §§ 1004 i.V.m.
906 BGB sowie dem Bundesimmissionsschutzgesetz. Die zwingenden
Haftungsbestimmungen aus dem HaftpflichtG bleiben unberührt.

2. Ersteher und Eigentümer bewilligen und beantragen zugunsten der DB InfraGO AG die
Eintragung einer beschränkten persönlichen Dienstbarkeit des folgenden Inhalts in das
Grundbuch des Kaufgegenstands:

„Einwirkungen aller Art, insbesondere durch Lärm, Erschütterungen, Elektro-smog,
elektrische Strahlung und Funkenflug, die von den Bahnanlagen - gleich ob in
gegenwärtiger oder etwaiger zukünftig geänderter Gestalt - sowie dem Bahnbetrieb -
gleich welchen Umfangs und unabhängig vom jeweiligen Betreiber - auf den
Kaufgegenstand erfolgen, sind entschädigungslos von dem jeweiligen Eigentümer des
Kaufgegenstandes zu dulden. Zu den Bahnanlagen und dem Bahnbetrieb im vorstehenden
Sinne zählen auch der Neubau von Bahnanlagen, die Erweiterung von Bahnanlagen,
sonstige Änderungen sowie Erhaltungs- und Erneuerungsmaßnahmen an den
Bahnanlagen. Die Dienstbarkeit kann Dritten zur Ausübung überlassen werden".

§9 Nutzungs-, Leitungs-, Unterhaltungs- und Wartungsrechte

l. Soweit der Kaufgegenstand von Einrichtungen Dritter - insbesondere öffentlicher
Versorgungsunternehmen (Strom-, Wasser-, Abwasser-, Gas-, Fernwärme- und
Fernmeldeanlagen, Verkehrsbetriebe usw.) berührt wird, wird der Ersteher auf seine
Kosten auf Verlangen des Veräußerers und der Träger dieser Einrichtungen unverzüglich
zu Gunsten der Versorger entschädigungsfrei beschränkte persönliche Dienstbarkeiten
i.S.d. §§ 1090 ff. BGB zur Sicherung des Anlagenfortbestandes und -betriebes einräumen.
Das hat der Ersteher spätestens 3 Monate nach dem Verlangen in Satz l durch
Ubersendung einer Kopie der Eintragungsbewilligung dem Veräußerer nachzuweisen. Die
Sicherung des Anlagenfortbestandes und -betriebes umfasst die Befugnis des
berechtigten Versorgungsunternehmens, den Kaufgegenstand jederzeit zur Erhaltung der
Einrichtungen sowie zu Kontrollbegehungen und für alle erforderlichen Maßnahmen, die
zur Erhaltung und zum Betrieb erforderlich sind, zu nutzen und - ggfs. innerhalb eines
freizuhaltenden Schutzbereichs, dessen Breite von den Versorgern vorgegeben wird - die
dafür notwendigen Arbeiten auszuführen. Das berechtigte Versorgungsunternehmen ist
auch berechtigt, die Ausübung dieses Rechtes Dritten zu überlassen. Diese Verpflichtung
verjährt in 30 Jahren ab Vertragsschluss.

Die entsprechende Verpflichtung zur dinglichen Sicherung gilt auch für den
Kaufgegenstand berührende Einrichtungen des Veräußerers/Eigentümers oder eines mit
diesem nach § 15 AktG verbundenen Unternehmens oder der Bundesrepublik
Deutschland - Bundeseisenbahnvermögen.

Der Ersteher trägt sämtliche Kosten einer erforderlichen Verlegung oder Änderung der
o.g. Einrichtungen, soweit er sie auch veranlasst hat.

§10 Rangfolge

Seite 7 von 9



Alle Dienstbarkeiten zugunsten des Veräußerers/Eigentümers und alle zu Lasten des
Kaufgegenstandes bewilligten Dienstbarkeiten sollen im Grundbuch untereinander an
ranggleicher Stelle und vor allen Verwertungsrechten (Reallasten und Grundpfandrechten) an
rangbereiter Stelle eingetragen werden, sofern die jeweilige Regelung zur Einräumung der
Dienstbarkeit keine andere Rangbestimmung trifft.

§11 Rechtsnachfolge, Abtretung

Der Ersteher wird im Falle einer Übertragung des - ganzen oder teilweisen - Kaufgegenstandes
auf einen anderen diesem sämtliche in diesem Vertrag übernommenen Verpflichtungen und
Verzichte - unbeschadet ihrer Fortgeltung für den Ersteher und auch soweit sie nicht dinglich
gesichert sind - auferlegen mit der Maßgabe, dass auch alle weiteren Rechtsnachfolger
entsprechend zu verpflichten sind.

Der Veräußerer ist jeweils von der Übertragung des ganzen oder teilweisen Kaufgegenstandes
auf Rechtsnachfolger unverzüglich zu informieren.

Dies gilt auch für die Freistellungsverpflichtung wegen etwaiger Verunreinigungen des
Kaufgegenstands und den Verzicht auf Ansprüche nach § 24 Abs. 2 BBodSchG und § 9 Abs. 2
USchadG (s. o. unter Bodenkontaminationen in dieser Urkunde)

Der Veräußerer ist berechtigt, seine Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag ganz oder
teilweise auf Dritte zu übertragen.

§12 Hinweise zum Datenschutzgesetz

Die zur Abwicklung des bestehenden Vertragsverhältnisses erforderlichen Daten werden bei der
Deutsche Bahn AG mit Hilfe elektronischer Datenverarbeitung (EDV) im Rahmen der
Zweckbestimmung dieses Vertragsverhältnisses gespeichert und verarbeitet.

§13 Hinweise zur Vertragsabwicklung

Sämtlicher Schriftverkehr mit dem Veräußerer ist ausschließlich über die Deutsche Bahn AG, DB
Immobilien, Region Mitte, Vertrieb, Team Kaufvertragsabwicklung, Karlstr. 6, 60329 Frankfurt
am Main, (Email: DB.Immobilien.KVA-Mitte@deutschebahn.com) zu führen.

Bis zur vollständigen Abwicklung des Kaufvertrages ist der Ersteher verpflichtet, den Veräußerer
unverzüglich schriftlich über für die Abwicklung relevante Änderungen auf Ersteherseite zu
informieren; insbesondere betrifft dies Änderungen

der Adresse
des Firmensitzes
der Firmierung
des Gesellschafterkreises (bei BGB-Gesellschaften)
derAnsprechpartner
dervertretungsberechtigten Personen/Gesellschaften des Erstehers
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Anlagen

Anlage 2 - Grundveräußerungsplan

Anlage 3 - Lageplan Hochwassergefahrengebiet HQ selten

Anlage 4 - Lageplan Hochwassergefahrengebiet HQ mittel

Anlage 5 - Lageplan Hochwassergefahrengebiet HO. häufig

Anlage 6 - Lageplan Vogelschutzgebiet

Anlage 7 - Biotopgebiet

Anlage 8 - Pachtfläche Bahn-Landwirtschaft e.V.
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Generalpachtvertrag 2008
(GPV 08)

zwischen der

l. DB Netz AG AG
Theodor-Heuss-Allee 7, 60486 Frankfurt am Main

vertreten durch die DB Services Immobilien GmbH
Köthener Straße 2 - 3, 10963 Berlin

2. DB Station&Service AG
Köthener Straße 2 - 3, 10963 Berlin

- nachfolgend „Verpächter" genannt -

und der

Bahn-Landwirtschaft
fŷ - _ Hauptverband e.V.

Kurt-Georg-Kiesinger-Allee 2, 53175 Bonn

- nachfolgend „Pächter" genannt -



Präambel
Nach der zwischen der Deutsche Bahn Aktiengesellschaft (DB AG) und dem Gesamt-
betriebsrat der Deutsche Bahn Aktiengesellschaft (GBR) abgeschlossenen „Freiwillige
Gesamtbetriebsvereinbarung über die Förderung der Bahn-Landwirtschaft (BLw)" stellt
die DB AG der BLw nicht für eigene Zwecke benötigte Flächen zur kleingärtnerischen
und landwirtschaftlichen Nutzung zur Verfügung.
Zur Regelung der Rechte und Pflichten der Nutzungsüberlassung wird der folgende
Generalpachtvertrag 2008 (GPV 08) vereinbart.

§1
Pachtgegenstand

1. Der Verpächter verpachtet an den Pächter Grundstücksflächen - nachfolgend
„Pachtfläche" genannt - zur kleingärtnerischen Nutzung im Sinne des Bundes-
kleingartengesetzes (BKIeingG) vom 28.02.1983 in der jeweils gültigen Fassung,
zur sonstigen kleingärtnerischen Nutzung, zur gärtnerischen bzw. landwirtschaftli-
chen Nutzung oder zur nicht erwerbsmäßigen sonstigen Nutzung.
Sonstige kleingärtnerisch, gärtnerisch oder landwirtschaftlich nutzbare Teile der
Pachtfläche dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung des Verpächters
in Kleingärten umgewandelt werden.

2. Der Bestand der Pachtfläche sowie Zu- und Abgänge (§ l Ziffern 3, 4 und 5, § 10
Ziffer 7) werden vom Pächter in geeigneter Weise fortschreibend dokumentiert.
Dazu erforderliche Lagepläne werden nach Abstimmung zwischen Verpächter und
Pächter vom Verpächter unentgeltlich abgegeben. Die Dokumentation beinhaltet
die katastermäßige Erfassung der Pachtgrundstücke nach Gemarkung, Flur und
Flurstücksbezeichnung nebst Flächengrößen und Streckenkilometer. Die Doku-
mentation wird als Anlage Bestandteil des G P V 08 und dem Verpächter auf Anfor-
derung unentgeltlich zur Verfügung gestellt.

3. Der Verpächter kann zu jeder Zeit im Einvernehmen mit dem Pächter neue Grund-
stücksflächen in den GPV 08 einbringen.
Zur Übergabe neu eingebrachter Grundstücksflächen wird ein gemeinsames Über-
gabeprotokofl gefertigt. Die Übergabe gilt mit der beiderseitigen Unterzeichnung
des Ubergabeprotokolls vor Ort als erfolgt. Ab diesem Zeitpunkt wird die betreffen-
de Fläche Bestandteil des GPV 08.

4. Der Pächter kann außerhalb von Kleingartenanlagen gelegene Teile der Pachtflä-
ehe, die er länger als sechs Monate nicht unterverpachten konnte, nach vorheriger
Räumung an den Verpächter zurück geben. § 10 Ziffer 6 gilt entsprechend.
Die beabsichtigte Rückgabe teilt der Pächter dem Verpächter schriftlich mit. Der
Verpächter bestätigt dem Pächter den Eingang schriftlich. Die Rückgabe ist spä-
testens zwei Monate nach Eingang der Rückgabemitteilung des Pächters vorzu-
nehmen. Über die Rückgabe erstellen die Parteien ein gemeinsames Rückgabe-
Protokoll. Die Rückgabe gilt mit der beiderseitigen Unterzeichnung des Rückgabe-
Protokolls vor Ort als erfolgt. Ab diesem Zeitpunkt ist die betreffende Fläche nicht
mehr Bestandteil des GPV 08.

5. Bei der Veräußerung von Liegenschaften des Verpächters mit Pachtflächen des
Pächters bei gleichzeitigem Eintritt des Käufers in den GPV 08 hat der Verpächter
den Pächter vorab schriftlich zu informieren. Nach der Veräußerung hat der Ver-



pächter dem Pächter sämtliche für die Fortführung des Pachtverhäitnisses mit dem
Käufer notwendigen Informationen und Unterlagen zur Verfügung zu stellen.

§2
Übergabe

Die Pachtfläche nach § l Ziffer l wurde oder wird übergeben wie sie steht und liegt mit
allen auf ihr lastenden Rechten und Pflichten. Der Verpächter übernimmt keine Haftung
für offene oder versteckte Mängel.

§3
Vertragsdauer

l. Der GPV 08 wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Er beginnt am 01.01.2008
und ersetzt ab diesem Zeitpunkt die zwischen der Deutschen Bundesbahn, der
Deutschen Reichsbahn oder der Verwaltung des ehemaligen Reichsbahnvermö-
gens und dem Pächter, vertreten durch seine Bezirke, abgeschlossenen General-
pachtverträge.

2. Der GPV 08 kann mit einer Frist von zehn Monaten zum 30.11. eines Jahres ge-
kündigt werden, sofern eine gesetzliche Regelung, insbesondere des BKIeingG,
dem nicht entgegensteht.

§4
Pacht

l. Als Jahrespacht führt der Pächter 35 % der von ihm vereinnahmten Pachterträge
(Pacht ohne ggf. enthaltene Betriebskostenanteile) aus den Unterpachtverhältnis-
sen an den Verpächter ab.
Die darüber hinausgehenden Pachterträge behält der Pächter ein. Er verfügt dar-
über Vertrags- und satzungsgemäß und hat von diesem verbleibenden Teil insbe-
sondere sämtliche beim Hauptverband, bei den Bezirken und bei seinen übrigen
Organisationseinheiten anfallenden Verwaltungs-, Personal-, Unterbringungs-,
Porto-, Telekommunikations-, Fahrt- und sonstigen Kosten zu bestreiten.
Der Prozentsatz der abzuführenden Jahrespacht ist nach Ablauf von jeweils fünf
Jahren durch Verpächter und Pächter zu überprüfen und neu zu verhandeln. We-
sentliche Veränderungen innerhalb der vorgenannten Kostenblöcke sind dabei an-
gemessen zu berücksichtigen.

2. Die Jahrespacht ist zum 31. Januar des nachfolgenden Jahres fällig. Zum 01. Sep-
tember des laufenden Jahres leistet der Pächter einen Abschlag in Höhe von 85 %
der vsl. an den Verpächter abzuführenden Pachterträge.

3. Der Pächter ist verpflichtet, nach gesetzlichen Regelungen und kaufmännischen
Grundsätzen Buch zu führen. Er hat dem Verpächter oder einem von diesem be-
auftragten Dritten jederzeit auf Verlangen Einsicht in seine den G P V 08 betreffen-
de Unterlagen zu ermöglichen. Der Verpächter und der beauftragte Dritte haben
darüber Stillschweigen zu bewahren.

4. Der Pächter hat dem Verpächter Auskunft über die Pachtfläche zu erteilen. Der
Auskunftspflicht genügt der Pächter durch flächenbezogene Bekanntgäbe der Ein-
zelpachtflächengrößen nebst Gesamtfläche, der Nutzungsart und des Pachtzinses.



§5
Betriebskosten und sonstige Nebenkosten

l. Der Pächter ist grundsätzlich verpflichtet, die zur Versorgung der Pachtfläche er-
förderlichen Anschlüsse an Ver- und Entsorgungsmedien (Wasser, Abwasser,
Müll, Strom usw.) selbst und auf eigene Kosten zu beschaffen und die Versor-
gungsverträge im eigenen Namen und auf eigene Rechnung abzuschließen.

2. Erfolgt eine Versorgung durch den Verpächter, werden die entstehenden Kosten
nach Verbrauch abgerechnet. Die Kosten der Messeinrichtungen und die mit dem
Betrieb der Messeinrichtungen verbundenen Kosten trägt der Pächter.
Ist eine Abrechnung nach Verbrauch mangels erforderlicher Messeinrichtungen
nicht möglich, erfolgt diese durch Pauschalen, die vom Verpächter nach billigem
Ermessen festgelegt werden.

3. Abrechnungsjahr ist das Kalenderjahr. Der Verpächter ist berechtigt, Betriebskos-
ten und sonstige Nebenkosten bis zu drei Jahren nach Ende des Abrechnungsjah-
res mit dem Pächter abzurechnen.

4. Weitere Betriebskosten (z. B. Grundsteuer, Versicherungen, Straßenreinigung)
werden nicht umgelegt. Sollten dem Verpächter allerdings Kosten durch einen be-
sonderen Gebrauch durch den Pächter bzw. dessen Unterpächter entstehen (z. B.
erhöhte Grundsteuer wegen aufstehender Wohnlauben, Erschließungskosten),
können diese in voller Höhe auf den Pächter umgelegt werden.

5. Der Pächter trägt die für die Pachtfläche anfallenden Beiträge zu den landwirt-
schaftlichen Berufsgenossenschaften und Organisationen einschließlich der
Landwirtschaftskammerbeiträge und der Abgaben zur Förderung der Landwirt-
schaft.

§6
Unterverpachtung

l. Der Pächter hat die Pachtfläche nach § l Ziffer l zu verwalten und durch Unter-
verpachtung einer kleingärtnerischen Nutzung im Sinne des BKIeingG, einer sons-
tigen kleingärtnerischen Nutzung, einer gärtnerischen bzw. landwirtschaftlichen
Nutzung oder einer nicht erwerbsmäßigen sonstigen Nutzung zuzuführen.
Aktive und inaktive Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des DB Konzerns und des
Bundeseisenbahnvermögens sowie deren Hinterbliebene haben Vorrang gegen-
über anderen Pachtbewerbern.

2. Der Pächter ist berechtigt, zum Zwecke der Unterverpachtung nach § 6 Ziffer l
Vollmachten an seine Bezirke zu erteilen oder Zwischenpachtverträge mit diesen
abzuschließen.

3. Beim Abschluss von Unterpachtverträgen verwendet der Pächter ein der jeweiligen
Nutzung nach § 6 Ziffer l entsprechendes einheitliches Vertragsmuster nach eige-
nern Ermessen. Hierin aufgenommene Regelungen sind nur zulässig, soweit diese
den Vereinbarungen des GPV 08 nicht widersprechen und dem Verpächter da-
durch keine Nachteile erwachsen. Der Pächter haftet dem Verpächter für die Ein-
haltung der Vertragsbestimmungen durch seine Unterpächter.

4. Unterpachtverträge sind durch den Pächter auf unbestimmte Zeit abzuschließen.



5. Bei Kleingärten im Sinne des BKIeingG richtet sich die Kündigungsfrist der Unter-
pachtverträge nach den Bestimmungen dieses Gesetzes.
Unterpachtverträge für sonstige kleingärtnerisch, gärtnerisch oder landwirtschaft-
lich genutzte Pachtflächen sind durch den Pächter mit einer Kündigungsfrist von
sechs Monaten zum Ende des Pachtjahres (30. November) abzuschließen. Für
den Fall des beabsichtigten Verkaufs oder der Belastung mit einem Erbbaurecht ist
eine Kündigungsfrist von drei Monaten zu vereinbaren. Zudem ist eine Kündigung
von Unterpachtverträgen aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist festzu-
legen. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere dann vor, wenn die Pachtfläche für
betriebliche Zwecke der DB AG benötigt wird.
Für nicht erwerbsmäßige sonstige Nutzungen beträgt die Kündigungsfrist drei Mo-
nate. Auch in diesen Fällen gilt die vorstehende Regelung zur fristlosen Kündigung
aus wichtigem Grund.

6. Die Pachthöhe für Kleingärten im Sinne des BKIeingG richtet sich nach den Be-
Stimmungen dieses Gesetzes. Die sonstigen kleingärtnerisch, gärtnerisch oder
landwirtschaftlich genutzten Pachtflächen sowie die zur nicht erwerbsmäßigen
sonstigen Nutzung überlassenen Flächen sind auf der Grundlage des ortsüblichen
Pachtzinses zu verpachten.

7. Böschungen ohne wesentlichen Ertrag dürfen vom Pächter pachtfrei unterverpach-
tet werden. Von Unterpächtern urbar gemachte Teile der Pachtfläche können für
einen im Einzelfall zu vereinbarenden Zeitraum pachtfrei unterverpachtet werden.

8. In Abständen von drei Jahren hat der Pächter die Pachthöhe zu überprüfen und
anzupassen.

9. Der Pächter ist berechtigt, in diesem Vertrag übernommene Verpflichtungen im
Rahmen der Unterpachtverhältnisse den Unterpächtern aufzuerlegen. Die Haftung
des Pächters gegenüber dem Verpächter bleibt davon unberührt.

10. Der Pächter ist verpflichtet, Unterpächtern, die - bezogen auf den Unterpachtver-
trag - gegen gesetzliche oder verträgliche Verpflichtungen verstoßen, das Unter-
pachtverhältnis zu kündigen und die gepachtete Fläche zu entziehen, soweit dies
rechtlich möglich ist.

§7
Bauliche Veränderungen

l. Die Errichtung und Herstellung, die Änderung oder die Ergänzung von baulichen
Anlagen, Aufbauten und Versorgungsleitungen auf der Pachtfläche (z. B. Lauben,
Ställe, Vereinsheime, Bienenhäuser) sind schriftlich zu beantragen und bedürfen
ungeachtet der erforderlichen öffentlich-rechtlichen Genehmigungen der vorherigen
schriftlichen Zustimmung des Verpächters. Der Pächter haftet dem Verpächter für
die Einhaltung dieser Bestimmung.
Der Verpachtet wird dem Pächter seine Entscheidung zu der Beantragung spätes-
tens zwei Monate nach Eingang des Antrages zukommen lassen. Ablehnungen
sind zu begründen. Eine Vergütung für das Genehmigungsverfahren wird durch
den Verpächter nicht erhoben.

2. Die Zustimmung zur Errichtung, Änderung oder Ergänzung von Lauben in Kleingär-
ten kann durch den Verpächter versagt werden, wenn die Laube hinsichtlich Größe,



Ausstattung usw. nicht den Bestimmungen des BKIeingG entspricht, darüber hin-
aus nur, wenn für den betreffenden Teil der Pachtfläche die Kündigungsvorausset-
zungen vorliegen und eine Kündigung konkret beabsichtigt ist.
Abgaben und sonstige öffentlich-rechtliche Lasten, die durch pächter- bzw. unter-
pächtereigene baulichen Anlagen, Aufbauten und Versorgungsleitungen verur-
sacht werden, trägt der Pächter oder Unterpächter.

3. ist die Errichtung von Werbeträgern auf der Pachtfläche beabsichtigt, darf der Ver-
Pächter dem nur zustimmen, wenn vorab Einvernehmen mit dem Pächter herge-
stellt wurde.

§8
Instandhaltung und -setzung

l. Die Instandhaltung und -setzung der Pachtfläche und der außerhalb der Pachtflä-
ehe gelegenen Zufahrten und Zuwegungen, soweit diese ausschließlich durch den
Pächter und/oder dessen Unterpächter genutzt werden, obliegt dem Pächter. Die
Instandhaltung und -setzung der vorgenannten Zufahrten und Zuwegungen obliegt
dem Pächter jedoch nur, sofern und soweit Maßnahmen durch die Nutzung des
Pächters oder dessen Unterpächter verursacht werden.

2. Werden die Pachtfläche oder die außerhalb der Pachtfläche liegenden Zufahrten
und Zuwegungen durch den Verpächter, seine Mitarbeiter oder Beauftragte be-
schädigt, in anderer, Weise beeinträchtigt oder in ihrer Nutzung eingeschränkt,
steht dem Pächter Ersatz für den entstandenen Schaden zu.

§9
Verkehrssicherungspflicht

l. Der Pächter trägt die Verkehrssicherungspflicht für die Pachtfläche und für die au-
ßerhalb der Pachtfläche gelegenen Zufahrten und Zuwegungen, soweit diese im
Eigentum des Verpächters stehen und ausschließlich durch den Pächter und/oder
dessen Unterpächter genutzt werden. Von der Verkehrssicherungspflicht werden
auch bauliche Anlagen und Aufbauten sowie der gesamte Aufwuchs auf der Pacht-
fläche umtesst. Außerdem gehören nicht kleingartenübliche Bäume (z. B. Pappeln,
Birken, Weiden) dazu, die seitens des Verpächters oder seinen Rechtsvorgängern
gepflanzt wurden und sich bereits vor Übergabe der Pachtfläche auf dieser befan-
den.

2. Für vom Pächter und/oder dessen Unterpächter lediglich mitbenutzte Zufahrten
und Zuwegungen obliegt die Verkehrssicherungspflicht dem Verpächter, der die
dadurch entstehenden Kosten dem Pächter anteilmäßig auferlegen kann. Der je-
weilige Aufteilungsschlüssel ist dem Pächter vor Ersterhebung und vor jeder Ande-
rung mitzuteilen.

3. Der Pächter stellt den Verpächter im Innenverhältnis uneingeschränkt von Ansprü-
chen Dritter aus der Verletzung der Verkehrssicherungspflicht frei, sofern dem
Pächter die Verkehrssicherungspflicht nach § 9 Ziffer l obliegt.

4. Der Pächter hat die nach § 9 Ziffer l übernommene Verkehrssicherungspflicht für
auf der Pachtfläche befindliche nicht kleingartenübliche Bäume (z. B. Pappeln, Bir-
Ren, Weiden), die seitens des Verpächters oder seinen Rechtsvorgängern ge-
pflanzt wurden und sich bereits vor Übergabe der Pachtfläche auf dieser befanden,



dadurch zu erfüllen, dass er oder seine Unterpächter zumindest zweimal jährlich -
jeweils im Frühjahr und Herbst - eine Ansichtskontrolle durchführen. Hierbei ist zu
beurteilen, ob eine ausreichende Standsicherheit gewährleistet ist und eventueller
Schädlingsbefall eine gefährdende Beeinträchtigung der Baumsubstanz bewirken
könnte.
Die Ergebnisse der Ansichtskontrolle sind dem Verpächter unverzüglich schriftlich
mitzuteilen. Mit der Mitteilung geht kein Wechsel der Verkehrssicherungspflicht auf
den Verpächter einher.

Für den Fall der Beseitigungsnotwendigkeit von in § 9 Ziffer 4 genannten Bäumen
oder Baumteilen hat der Pächter bei Gefahr im Verzug die erforderlichen Maß-
nahmen eigenständig durchzuführen oder im eigenen Namen eine Fachfirma da-
mit zu beauftragen. Nach Rechnungstellung ist dem Verpächter unverzüglich eine
Rechnungskopie vorzulegen.
In den übrigen Fällen holt der Pächter mindestens zwei Angebote ein und beauf-
tragt eine Fachfirma im eigenen Namen erst nach vorheriger Zustimmung durch
den Verpächter.
Die nachgewiesenen Kosten für die von der beauftragten Fachfirma durchgeführ-
ten Maßnahmen werden dem Pächter vom Verpächter nach Vorlage einer prüffä-
higen Rechnung innerhalb einer Frist von drei Wochen erstattet.

§10
Kündigung und Rückgabe von Teilen der Gesamtpachtfläche

1. Der Verpächter kann jederzeit einen Teil der Gesamtpachtfläche (Teilfläche) kün-
digen, wenn die gesetzlich festgelegten und/oder verträglich vereinbarten Voraus-
setzungen erfüllt sind.

2. Zur Vorbereitung der Kündigung einer Teilfläche, unterrichtet der Verpächter den
Pächter unter Angabe der Gründe schriftlich über seine Kündigungsabsicht. Der
Pächter stellt daraufhin die bestehende Nutzung der genannten Teilfläche nach § l
Ziffer l fest. Danach ermittelt er, welche Kündigungsvoraussetzung bei der Kündi-
gung ggf. erfüllt sein muss sowie die sich aus § 6 Ziffer 5 ergebende Kündigungs-
frist. Die Ergebnisse teilt er dem Verpächter spätestens vier Wochen nach Zugang
der Kündigungsabsicht schriftlich mit.

3. Sofern sich der Verpächter den vom Pächter mitgeteilten Kündigungsbedingungen
nicht anschließt, kann er auf der Grundlage seiner eigenen Beurteilung vom Päch-
ter die Kündigung der Unterpachtverhältnisse gemäß § 10 Ziffer 5 verlangen, wenn
er den Pächter vorab von Ansprüchen seiner Unterpächter freistellt.

4. Sind die Kündigungsvoraussetzungen erfüllt, spricht der Verpächter gegenüber
dem Pächter schriftlich die Kündigung für den betroffenen Teil der Gesamtpacht-
fläche aus. Bei Kleingärten nach dem BKIeingG weist er gegenüber dem Pächter
die nach dem Gesetz für die Kündigung maßgebliche Kündigungsmöglichkeit
nach.

5. Mit der Kündigung ist der Pächter verpflichtet, unverzüglich sämtliche von der
Kündigung der Teilfläche betroffenen Pachtverhältnisse mit seinen Unterpächtern
zum nächstmöglichen Zeitpunkt zu kündigen und den Verpächter über den sich
daraus ergebenden Zeitpunkt der Rückgabe zu unterrichten.



6. Der Pächter hat die gekündigte Teilfläche mit Beendigung der Unterpachtverhält-
nisse geräumt zurück zu geben. Die Räumung umfasst insbesondere die boden-
gleiche Entfernung der eingebrachten Anpflanzungen. Von der Räumung ausge-
nommen sind nicht kleingartenübliche Bäume (z. B. Pappeln, Birken, Weiden), die
seitens des Verpächters oder seinen Rechtsvorgängern gepflanzt wurden und sich
bereits vor Übergabe der Pachtfläche auf dieser befanden. Die Räumung umfasst
des Weiteren insbesondere den vollständigen Rückbau der pächter- bzw. unter-
pächtereigenen baulichen Anlagen, Aufbauten und Versorgungsleitungen. Insge-
samt bleibt es den Vertragspartnern unbenommen, über den Umfang der Räu-
mung im Einzelfall individuelle Vereinbarungen zu treffen.

7. Über die Rückgabe erstellen die Parteien ein gemeinsames Rückgabeprotokoll.
Die Rückgabe gilt mit der beiderseitigen Unterzeichnung des Rückgabeprotokolls
vor Ort als erfolgt. Ab diesem Zeitpunkt ist die betreffende Fläche nicht mehr Be-
standteildesGPVOS.

8. Kommt ein Unterpächter des Pächters der Räumungsverpflichtung nach § 10 Ziffer
6 nicht oder nicht vollständig nach, hat der Pächter den Räumungsanspruch un-
verzüglich gerichtlich geltend zu machen.

§11
Kündigungsentschädigung

1. Bei der Kündigung von Kleingärten im Sinne des BKIeingG aufgrund einer Teilkün-
digung des Verpächters gemäß § 10 Ziffer 4 dieses Vertrages richtet sich die Ent-
schädigung nach diesem Gesetz.

2. In den übrigen Fällen nicht erwerbsmäßiger kleingärtnerischer, gärtnerischer oder
landwirtschaftlicher Nutzung hat der Verpächter bei einer Kündigung, die Pächter
oder Unterpächter nicht selbst verursacht haben, eine Entschädigung für die vom
Pächter oder Unterpächter eingebrachten oder übernommenen Anpflanzungen und
Anlagen zu leisten. Die Festsetzung der Kündigungsentschädigung richtet sich da-
bei nach den Regelungen des BKIeingG.
Dies gilt jedoch nicht für
a) bauliche Anlagen, Aufbauten und Versorgungsleitungen, die ohne Zustimmung

des Verpächters im Sinne von § 7 Ziffer l errichtet wurden,
b) zugelassene bauliche Anlagen und Aufbauten, deren Wert 5.000,00 € über-

steigt, in Höhe des übersteigenden Betrages,
c) Pflanzen, die auf überbesetzten Bodenflächen stehen, in Bezug auf den Über-

besatz,
d) nicht zu einem Kleingarten gehörige oder über den Rahmen einer kleingärtne-

rischen Nutzung hinausgehende bauliche und sonstige Anlagen, wie z. B.
Schaukeln, Sandkästen, Sport- und Spielanlagen, Springbrunnen, Fischteiche,
Planschbecken usw.,

e) nicht kleingartenüblichen Aufwuchs, wie z. B. Pappeln, Weiden, Waldbäume.
Für Zierbäume, Zierpflanzen usw. wird eine Entschädigung bis höchstens 500,00 €
je Kleingarten gezahlt.
Bauliche Anlagen und Aufbauten des Pächters oder Unterpächters, die bereits vor
dem 01.04.1983 auf der Pachtftäche vorhanden waren, gelten als mit Zustimmung
des Verpächters errichtet, soweit dieser nicht den Anschein widerlegt. In diesem



Fall hat der Pächter den Beweis für die erfolgte Zustimmung des Verpächters zu
erbringen.

3. Wird nach Räumung und Rückgabe gekündigter Teilflächen eine Kündigungsent-
schädigung nach § 11 Ziffer l und/oder Ziffer 2 fällig, leitet der Verpächter rechtzei-
tig die für die Feststellung der Höhe der Kündigungsentschädigung erforderlichen
Maßnahmen ein. Dafür benötigte Daten werden vom Pächter bereitgestellt. Die
Kosten der Feststellung gehen zu Lasten des Verpächters.

4. Der Verpächter ist berechtigt, die Verpflichtung zur Leistung der Entschädigung
Dritten zu übertragen. Der Verpächter ist damit nicht von der Leistung befreit.

5. Der Betrag der Entschädigung ist vierzehn Bankarbeitstage nach Räumung und
Rückgabe der gekündigten Teilfläche gemäß § 10 Ziffern 6 und 7 fällig. Mit Ablauf
dieser Frist befindet sich der Verpächter in Verzug. Zahlungsempfänger ist der
Pächter, der die Entschädigung an die jeweiligen Unterpächter auszahlt.

6. Die nicht oder nicht vollständig vorgenommene Räumung eines Teils der gekündig-
ten Teilfläche berechtigt den Verpächter nicht, die Kündigungsentschädigung für
den frist- und vertragsgerecht geräumten Teil der gekündigten Teilfläche bis zur
vollständigen Räumung und Rückgabe zurückzubehalten.

§12
Haftung

l. Für alle Schäden, die dem Verpächter, seinen Mitarbeitern oder Dritten durch den
Pächter oder einen Unterpächter entstehen, insbesondere auch durch das Ein-
bringen von Schadstoffen in das Erdreich und/oder Gewässer, steht der Pächter
im Innenverhältnis gegenüber dem Verpächter ein. Er stellt den Verpächter auch
von jeglichen Ansprüchen frei, wenn dieser wegen eines solchen Schadens von
Dritten unmittelbar in Anspruch genommen wird.

2. Der Pächter ist von der Verpflichtung nach § 12 Ziffer l frei, wenn und soweit der
Verpächter, seine Mitarbeiter oder von ihm Beauftragte in Ausübung ihrer betriebli-
chen Tätigkeit den Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig mit verursacht haben.

3. Für Schäden an baulichen Anlagen und sonstigen Anlagen des Pächters oder
dessen Unterpächter haftet der Verpächter nur, wenn diese Schäden von ihm, sei-
nen Mitarbeitern oder von ihm Beauftragten schuldhaft verursacht worden sind.

4. Der Pächter hat zur Deckung seiner Haftung und der seiner Unterpächter eine
Versicherung abzuschließen. Die Höhe der Deckungssummen für die Versiehe-
rung beträgt 5 Mio. €/Jahr für Personen- und Sachschäden, maximal jedoch l Mio.
€/Jahr je Person, und 50.000,00 €/Jahr für Vermögensschäden. Die Haftung des
Pächters - insbesondere gem. § 9 und § 12 Ziffer l - ist auf die Versicherungs-
summen begrenzt.

§13
Schlussbestimmungen

l. Sollten einzelne Bestimmungen des GPV 08 ganz oder teilweise unwirksam oder
undurchführbar sein oder werden, so berührt dies die Wirksamkeit der übrigen Be-
Stimmungen nicht. Anstelle unwirksamer oder undurchführbarer Bestimmungen



gelten rechtswirksame Regelungen, die dem angestrebten Zweck im wirtschaftli-
chen und rechtlichen Ergebnis möglichst nahe kommen, als vereinbart. Das glei-
ehe gilt, wenn bei der Durchführung des GPV 08 eine ergänzungsbedürftige Lücke
offenbar wird. Eine einvernehmliche Vertragsanpassung durch die Parteien bleibt
davon unberührt.

Der G P V 08 wird dreimal ausgefertigt. Jede Partei erhält eine Ausfertigung.

Die bei der Handhabung des bestehenden Vertragsverhältnisses anfallenden Da-
ten werden beim Verpächter und Pächter mit Hilfe automatisierter Datenverarbei-
tung im Rahmen der Zweckbestimmung des Vertragsverhältnisses gespeichert.
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